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Von den nicht⸗ſtaatlichen Lehr - und Erziehungsanſtalten .

Ausbildungsanſtalten für techniſche Lehrerinnen .

8

Gef. vom 1. April 1880 Art. I § 451 . Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IX

§ 120. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

( ) Unter den in § 130 Abſatz 2 bezeichneten Vorausſetzungen kann

ferner die Oberſchulbehörde unverehelichte Frauen , welche von den Ge—

weinden oder ſonſtigen Körperſchaften oder von Stiftungen an Anſtalten

zur Ausbildung von Lehrerinnen für Unterricht in weiblichen Hand⸗
arbeiten oder in Haushaltungskunde als Vorſteherinnen oder Lehrerinnen
in unwiderruflicher Weiſe angeſtellt ſind , die Eigenſchaft etatmäßiger Be⸗

amter mit den Rechten einer Hauptlehrerin verleihen . Dieſelben erhalten
als Vorſteherin die in § 129 Abſatz 4, als Lehrerinnen die in § 66 Abſatz 3

bezeichneten Bezüge .
E2) Für die Verleihung der Eigenſchaft nichtetatmäßiger Beamter

an Lehrerinnen ſolcher Anſtalten ſind die Beſtimmungen des §130

Abſatz 3 maßgebend , wie auch die Vorſchriften in Abſatz 1 und 2 des vor⸗

gehenden §S 131 hier anwendbar ſind .

Die Beſtimmungen des § 132 ſind mit der Aufhebung des Inſtituts
der Haushaltungslehrerinnen durch das Fortbildungsſchulgeſetz und durch
die Einrichtung eines ſtaatlichen minars zur Ausbildung von Hand⸗

arbeitslehrerinnen gegenſtandslos geworden .

Achter Titel .

VBon den nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten .

Die Rechtsverhältniſſe der nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗

anſtalten wurden erſtmals durch die Ldsh . VO. vom 7. November

1840, die Privatanſtalten betreffend , geordnet . Bei der geſetzlichen Neu⸗

ordnung des Volksſchulweſens im Jahr 1868 ſchien auch eine geſetzliche
Regelung des Privatſchulweſens ſchon von dem Geſichtspunkt aus , daß
der Beſuch von Privatſchulen als Erſatz für den Beſuch der Volksſchulen
gelten ſollte , angemeſſen . Dies war der äußere Anlaß , die Vorſchriften
über die Privatanſtalten , obwohl ſich dieſelben wie die Verordnung vom
Jahr 1840 auf alle unterrichtlichen Veranſtaltungen ohne Rückſicht auf die
Lehrziele erſtrecken ſollten , mit dem Geſetz zur Regelung der Verhältniſſe

der Volksſchulen in äußere Verbindung zu bringen . Hieran iſt auch durch

das SchG . vom 7. Juli 1910 nichts geändert worden , abgeſehen davon,
daß die bezüglichen Vorſchriften an den Schluß des Geſetzes verwieſen
wurden , um damit deutlicher , als dies bisher der Fall war , die nur äußer⸗

liche Zuſammenfaſſung der beiden , an ſich organiſch nicht zuſammenge⸗

örigen Materien zum Ausdruck zu bringen .
Die Vorſchriften des achten Titels finden auch jetzt noch mit den aus

dem Geſetz ſich ergebenden Einſchränkungen auf alle , für die Allge⸗

meinheit beſtimmten und ihr zugänglichen unterrichtlichen Veranſtal⸗
tungen Anwendung , ausgenommen die Handelsf chulen , die Ge⸗
werbeſchulen und die gewerblichen Fortbildungs⸗
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ſchulen , bezüglich deren die Vorſchriften der Bekanntmachung des
Bundesrats über die privaten gewerblichen und kaufmänniſchen Bildungs⸗
anſtalten vom 2. Auguſt 1917 gelten . Vergl . Abt . VII Ziff . 2.

Nicht unter die Beſtimmungen des Geſetzes fallen ſonach unterricht⸗
liche Veranſtaltungen , die nicht der Allgemeinheit zugänglich , ſondern
nur für die Heranbildung der Angehörigen einer geſchloſſenen
Vereinigung beſtimmt und eingerichtet ſind . z. B. die Novizen⸗
ſchulen klöſterlicher Niederlaſſungen . Vergl . Art . 147 Abſ . 1 Werf .

Die Anderungen , die das Geſetz durch § 19 Abſ . 6 der Bad . Verf . —

vergl . Abſchnitt II 1 —erfahren hat , ſind zu den einzelnen Paragraphen
vermerkt .

Wegen Art . 147 Werf . und deſſen Einwirkung auf die Vorſchriften
dieſes Titels vergl . Abſchnitt II B 1.

Bei einer etwaigen Neubearbeitung des Schulgeſetzes dürfte die Aus⸗
ſcheidung der auf die nicht⸗ſtaatlichen Schulanſtalten bezüglichen Beſtim⸗
mungen zur geſonderten geſetzlichen Regelung zu erwägen ſein , umſo⸗
mehr , als nicht⸗ſtaatliche Lehranſtalten im Gebiet der Volksſchule nur noch
für Kinder , die nach §S3 SchG . zum Beſuch der Volksſchule nicht anzu⸗
halten oder vom Beſuch derſelben ausgeſchloſſen ſind und abgeſehen da⸗

55
in dem Ausnahmefall des Art . 147 Abſ . 2 Werf . in Frage kommen

önnen .

Genehmigungspflichtige Anftalten .

8133 .

EuG . vom 8. März 1868 §S 103, 104. Geſ . vom 7. Juli 1910
Art . VIII §S 110.

(1), Der ſtaatlichen Genehmigung bedürfen Lehranſtalten , die
von Privatperſonen oder von Verbänden , Vereinigungen und Ge⸗
ſellſchaften des öffentlichen oder bürgerlichen Rechts errichtet wer⸗
den , wenn ſie :

1. dem Unterricht von volks⸗ und fortbildungsſchulpflichtigen
Kindern dienen ,

2. die Ziele höherer Lehranſtalten ſowie öffentlicher Fach⸗
ſchulen verfolgen oder weiter ausgeſtalten ,

3. die Ausbildung von Lehrern und Lehrerinnen zum Zwell
haben ,

4. die Ziele von Hochſchulen irgend welcher Art verfolgen .
( 2 ) Die Genehmigung darf nicht verſagt werden , wenn die

nachſtehenden Vorausſetzungen erfüllt ſind ?
1. die ſittliche Würdigkeit des Unternehmers , des Vorſtehers

und der ſämtlichen Lehrer muß unbeanſtandet ſein .
2. Vorſteher und Lehrer müſſen ſich über ihre Befähigung zur

Unterrichtserteilung ausweiſen und zwar , ſofern das
Unternehmen Erſatz bieten ſoll für eine Bildungsanſtalt ,
zu deren Beſuch eine geſetzliche oder geſetzlich anerkannte
Verpflichtung beſteht , durch Vorlage entſprechender ſtaat⸗
licher Prüfungszeugniſſe .
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3. Der Lehrplan darf nichts den guten Sitten Zuwiderlaufen⸗
des oder den Staat Gefährdendes enthalten .

Sofern das Unternehmen einen Erſatz bieten ſoll für
unterrichtliche Veranſtaltungen der in Abſatz 2 Ziffer 2 be⸗

zeichneten Art , muß der Lehrplan ſo beſchaffen ſein , daß er
die Ziele der öffentlichen Bildungsanſtalt ſicherſtellt .

4. Die Einrichtungen müſſen derart ſein , daß für die Geſund⸗
heit und die Sittlichkeit der Schüler keine Nachteile zu be⸗
fürchten ſind .

(3) Die Genehmigung zur Errichtung von Hochſchulen und
bon Anſtalten zur Ausbildung von Lehrern und Lehrerinnen kann
überdies von dem vorherigen Nachweis des Bedürfniſſes zur Er⸗

tichtung ſolcher Anſtalten , die Errichtung von Hochſchulen ferner⸗
hin von dem Nachweis der finanziellen Sicherſtellung ihres Be⸗

ſtandes abhängig gemacht werden .

( ) Vor erteilter Genehmigung dürfen die Anſtalten nicht er⸗

öffnet werden .

BO. des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts , die nicht⸗ſtaatlichen
Lehrer⸗Erziehungsanſtalten betr . vom 11. März 1913 .

1. Das Recht zur Errichtung von Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten ſteht
nach dem Geſetz zu: phyſiſchen Perſonen ( ohne Unterſchied des Ge⸗

ſchlechts), ſowie juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts
( Gemeinden , Kreiſen , ſtaatlich anerkannten Religionsgemeinſchaften , Ver⸗
einen mit Körperſchaftsrechten ) und des bürgerlichen Rechts ( ein⸗

getragenen Vereinen , Aktiengeſellſchaften , Geſellſchaften mit beſchränkter

Haftung). Den phyſiſchen Perſonen ſtehen gleich die nicht rechts⸗

fähigen Vereine BGB . 88 54, 705 ff .
Wie das Schulgeſetz überhaupt , ſo gelten auch die Vorſchriften des

achten Titels nur für Badener und die ihnen reichsgeſetzlich gleich⸗
ſtehenden ſonſtigen Deutſchen . Sie gelten aber nicht für Reichs⸗
ausländer oder ausländiſche juriſtiſche Perſonen , auch nicht für

fremde Regierungen . Ob und unter welchen Bedingungen Anträgen von
folcher Seite auf Genehmigung von Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten ſtatt⸗

gegeben werden ſoll , unterſteht lediglich dem ſreien Ermeſſen der

69 Erteilung der Genehmigung für inländiſche Anſtalten zuſtändigen
ehörde .

Das Geſ . unterſcheidet zwiſchen Lehranſtalten ( mit denen unter
Umſtänden auch Erziehungsanſtalten verbunden ſein können ) und reinen

Erziehun gsanſtalten ( Unterkunfts⸗ und Penſionsanſtalten ) .
Dabei betrachtet es als Lehranſtalten alle nicht auf Geſetz be⸗

ruhenden oder nicht vom Staat eingerichteten ſtändigen ſchulähn chen

Veranſtaltungen , die einen Erſa tz gewähren ſollen für die durch öff

iche, das heißt ſtaatlich eingerichtete , Anſtalten zu ver⸗

mittelnde Ausbildung ( § 133) , oder aber in einzelnen
Fächern öffentlicher Bildungsanſtalten eine ſchulmäßige Ausbildung
bieten . ( § 134. )
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Für die erſteren ſieht das Geſetz formell das Erfordernis der ſtaat⸗

lichen Genehmigung vor . Ihr Kreis iſt , ſofern eß ſich um Anſtalten der

in Ziffer 2 bezeichneten Art handelt , kein geſchloſſener ; er erweitert ſich

vielmehr in dem Maße , in dem der Staat die Bildungsfürſorge durch

Einrichtung neuer Bildungsanſtalten oder durch Erweiterung der Bil⸗

dungsziele beſtehender Anſtalten ausdehnt .

Ziff . 1 umfaßt Anſtalten , die dem Unterricht von volks - und fort⸗

bildungsſchulpflichtigen Kindern dienen , d. h. Anſtalten , die nach den

für Volks⸗ und Fortbildungsſchulen beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen

eingerichtet ſind , ſonach einen Erſatz für ſolche Schulen bieten . Die Aus⸗

dehnung der Vorſchrift in Ziff . 1 auf alle Anſtalten , bezw . auf die Klaſſen

von Anſtalten , deren Schüler im volks⸗ und fortbildungsſchulpflichtigen
Alter ſtehen , wäre mit dem ganzen Aufbau des Geſetzes , das anſtelle der

bis dahin beſtandenen Unterſcheidung nach dem Alter der Schüler —in ,

unter und über dem ſchulpflichtigen Alter — die Unterſcheidung nach dem

Zwecke bezw . den Unterrichtszielen der Veranſtaltung ſetzte , nicht
vereinbar .

Ziff . 2. Für die Entſcheidung der Frage , ob eine Lehranſtalt die Ziele

einer Höheren Lehranſtalt verfolgt , kann nicht die Geſtaltung des

Lehrplans im einzelnen , ſondern nur das Lehrziel im Ganzen

entſcheidend ſein . So fallen unter die Beſtimmung des Abſ . 2 auch Land⸗

erziehungsheime und ähnliche Einrichtungen , ſowie alle Veranſtaltungen ,
die ſich als eine Ausgeſtaltung oder Weiterbildung be⸗

ſtehender ſtaatlicher Schulorganismen darſtellen ; die ſtaatliche Unterrichts⸗
verwaltung hat ein beſonderes Intereſſe daran , ſolche Weiterbildungen

auf einem von ihr gepflegten Gebiet nicht ohne ihre Mitwirkung ins

Leben treten zu laſſen .
Anſtalten zur Ausbildung von Lehrern und Lehrerinnen für den

Volksſchuldienſt ( Lehrer - und Lehrerinnenſeminare ) gehören nach § 2 der

Edsh . VO. über die Einrichtung der Höheren Lehranſtalten vom 18. Sept .
1909 zu den Höheren Lehranſtalten .

2. Der Vorbehalt der Genehmigung iſt inſofern nur ein

formaler , als die Genehmigung nicht ſoll verſagt werden können , wenn

die im Geſetz für alle Arten von Lehranſtalten gleichmäig aufgeſtellten
Normatipbeſtimmungen erfüllt ſind . Eine Ausnahme hiervon

beſteht nur bezüglich der Errichtung von Hochſchulen und Lehrer⸗
bildungsanſtalten , bei denen die Genehmigung noch von der Vorlage

weiterer Nachweiſe , deren Prüfung ins Ermeſſen der Behörde geſtellt iſt ,
abhängig gemacht werden kann .

a) Der Nachweis der ſittlichen Würdigkeit iſt von dem

Unternehmer , ſofern er eine phyſiſche Perſon iſt , auch für ſich bei Ein⸗
reichung des Geſuchs um Genehmigung durch Vorlage amtlicher Zeug⸗

niſſe zu erbringen . VO. vom 11. März 1913 88 2 und 3 Abſchnitt VII 1.

Für Lehrer , die im öffentlichen Schuldienſt ſtehen , bedarf es eines be⸗

ſonderen Nachweiſes nicht . Die ſittliche Würdigkeit kann nicht ſchon des⸗

halb beanſtandet werden , weil die betr . Perſon früher einmal wegen
einer entehrenden Handlung (z. B. wegen eines Eigentumsvergehens )
verurteilt worden iſt . Es iſt vielmehr jeweils im Einzelfall zu prüfen , ob

im Zeitpunktk ſeines Eintritts in das Unternehmen na

allgemeiner Anſchauung als unbeſcholten gilt und ob er überdies nach
ſeinem ganzen Verhalten die Gewähr dafür bietet , daß eine nachteilige
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Einwirkung auf die Schüler in ſittlicher Beziehung nicht zu befürchten
ſteht . Die Vorſchrift des §S 52 SchG . findet auf die Verwendung von
Lehrern an nicht⸗ſtaatlichen Lehranſtalten keine Anwendung .

Treten während der Dauer des Anſtaltsbetriebs Verhältniſſe ein , die
eine Beanſtandung der ſittlichen Würdigkeit rechtfertigen , ſo muß die be⸗

treffende Perſönlichkeit entfernt werden . Betrifft die Beanſtandung den

Unternehmer , ſo hat ſie die Schließung der Anſtalt zur Folge . Vergl .
unter Ziffer 4.

Unter dem Geſichtspunkt der mangelnden ſittlichen Würdig⸗
keit iſt auch ein Verhalten zu beurteilen . das ſich als markt⸗
ſchreieriſche Anpreiſung oder unlauterer Wettbewerb
darſtellt oder das hinſichtlich des Verhältniſſes zum Staat , zu ſtaatlichen
Anſtalten oder deren Berechtigungen irreführend wirkt . Dies gilt vor
allem in bezug auf die Benennung der Anſtalt , die ſtets den nicht⸗ſtaat⸗
lichen Charakter erkennen laſſen muß . Auch dürfen die Leiter und Lehrer
der Anſtalt für ihre Perſon keine Benennung führen , die den Leitern und

Lehrern ſtaatlicher Anſtalten als Amtsbezeichnung zukommt , z. B. Real⸗

ſchuldirektor , Profeſſor u. dergl .

b) Ob die vorgelegten Nachweiſe über die Befähigung
für die Unterrichtserteilung genügen , iſt Sache der Würdigung der zur
Erteilung der Genehmigung zuſtändigen Behörde . Dieſe kann jederzeit
die Vorlage entſprechender Prüfungszeugniſſe verlangen .
Andererſeits ſteht ihr aber die Befugnis zu, von dem Verlangen ſtaat⸗
licher Prüfungszeugniſſe auch in den im Geſetz beſonders namhaft ge⸗
machten Fällen beim Vorliegen beſonderer Verhältniſſe nachſichtsweiſe
Umgang zu nehmen . Denn die Vorlage ſolcher Zeugniſſe bildet nicht
etwa eine Bedingung für die Genehmigung der Anſtalt , ſondern nur die

Vorausſetzung , bei deren Erfüllung die Genehmigung nicht verſagt
werden darf . Ddie Vorſchrift in §S 133 Abſ . 2 ſtellt nicht Schranken
gegen die Genehmigung einer Anſtalt , ſondern gegen die willkür⸗
liche Verſagung der Genehmigung auf .

Dem Erfordernis der Vorlage ſtaatlicher Zeugniſſe wird nach
beſtehender Praxis auch durch die Vorlage nichtbadiſcher Zeugniſſe
genügt . Schulen , zu deren Beſuch eine geſetzlich anerkannte Verpflichtung

beſteht, das ſind die Gewerbe⸗ und Handelsſchulen , ſcheiden
im Hinblick auf die beſonderen Beſtimmungen der Bundesratsverordnung
vom 2. Auguſt . 1917 hier aus .

Nicht⸗ſtaatliche Lehranſtalten als Erſatz für Volksſchulen ſind
dermalen nur noch zuläſſig für Kinder der in 8S 3 SchG . bezeichneten Art .

e ) Das Geſetz beſchränkt ſich auf Feſtſtellungen nach der nega⸗
tiven Seite . Als den guten Sitten zuwiderlaufend wurde in einem
Einzelfall das Naktturnen angeſehen . Die Frage , ob der Lehrplan etwas

den Staat Gefährdendes enthält , wird beſonders bei der Errichtung von

Schulen für fremde Staatsangehörige zu prüfen ſein .

Nach der poſitiven Seite muß der Lehrplan in Rückſicht auf die
Einrichtung aller badiſchen Schulen und im Hinblick auf Art . 149 Merf .

Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach enthalten und
wenn die Anſtalt von Schülern verſchiedener Bekenntniſſe beſucht wied ,
für jedes dieſer Bekenntniſſe . Die Zuweiſung eines Kindes zur Teilnahme
am Religionsunterricht eines Bekenntniſſes , dem es nicht angehört , darf
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nur unter Beachtung der Vorſchriften des Geſetzes über die religiöſe

Kindererziehung erfolgen . Vergl . Abt . II B 3.

d) Unter Einrichtungen ſind in erſter Reihe die baulichen Ein⸗

richtungen zu verſtehen . Die nichtſtaatlichen Lehranſtalten haben in

dieſer Beziehung die für die öffentlichen Schulen beſtehenden Vorſchriften

zu beachten . SchHBVO . §§ 24ff . Dies gilt auch von der Beſchaffung

von Turnräumen , Schulhöfen und der Anſchaffung entſprechender Schul⸗

bänke . Wo eine Schule von beiden Geſchlechtern gemeinſam beſucht wird,

iſt für getrennte Aborte Sorge zu tragen .

3. Die in Abſ . 3 weiter gemachten beſonderen Vorbehalte beruhen auf

der Erwägung , daß der Staat ein Intereſſe daran hat , die Heran⸗

bildung von Lehrkräften nicht über den vorhandenen Bedarf hinaus zu

fördern und ein für weite Kreiſe der Bevölkerung ſo bedeutſames Unter⸗

nehmen wie eine Hochſchule nur dann ins Leben treten zu laſſen , wenn

tatſächlich auch ein Bedürfnis dafür vorliegt , und wenn deren Beſtand

auf die Dauer ſichergeſtellt iſt .

4. Zur Erteilung der Genehmigung iſt in 8 6 3VWO. für zu⸗

ſtändig erklärt dasjenige Miniſterium , zu deren Geſchäftsbe⸗

reich die entſprechenden öfffentlichen Bildungs⸗

anſtalten gehören .
Durch § 9 Abſ . 2 der Bad . Verf . iſt die Genehmigung dem Staats⸗

miniſterium vorbehalten und zwar nach Zweck und Abſicht des Ge⸗

ſetzes für alle Anſtalten , nicht nur für Anſtalten der in 8 19 Abſ. 5 be⸗

zeichneten Art . Die Genehmigung iſt an die Perſon des Unternehmers

gebunden . Ein Wechſel in der Perſon des Unternehmers bedingt eine
neue Genehmigung .

Wegen des Rechts des Unternehmers , gegen Verweigerung der Ge⸗

nehmigung verwaltungsgerichtliche Klage zu erheben , vergl . § 140 Abſ. 2

Ziff . 4.

5
5. Dieſtaatliche Anerkennung einer Anſtalt gibt keinen Anſpruch auf

Ablegung von Abſchluß⸗ und Reifeprüfung an der Anſtalt .

Die Anſtaltszöglinge werden zu dieſem Zweck ſtaatlichen Anſtalten zuge⸗
wieſen . Zu dieſen Prüfungen werden nicht aus Baden ſtammende oder

dauernd da wohnende Zöglinge in der Regel nur dann zugelaſſen , wenn

ſie der Anſtalt mindeſtens 2 Jahre ununterbrochen als Vollſchüler ange⸗

hört haben . Mit den von dem Reichsverband der Privatſchulen einge⸗
führten und jeweils unter dem Vorſitz eines Vertreters des Verbandes an

einzelnen Anſtalten abgehaltenen Schlußprüfungen iſt keinerlei Be⸗

rechtigung verbunden .

85 deutſchen Ländern , namentlich in Preußen , Bayern .
Fus früher 5

8 und Heſſen beſitzen einzelne Anſtalten , teils noch

1 5 8
ſog. zwilitärberechtigte . Anſtalten“, teils wegen

59110 Für das Land die Berechtigung zur ff
licheg ie e Reifeprüfungen unter Leitung eines

We Die Verleihet der Verechtigung iſt in der Regel an

ſchaftliche Sfcherſtell ft, die den dauernden Beſtand der Anſtalt , die witt⸗
535 Lehrträfte 1 5 5 8 geſetzlichen Anforderungen entſpreche
lich 95 Lehr 8N nete Durchführung der namentlich auch hinſicht⸗
gung der, Schller heſtehenden Ane
kundige 5 0 0 henden ſtaatlichen Anordnungen und die ſach⸗

idig dfreie Leitung der Anſtalt gewährleiſten .
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Anzeigepflichtige Anſtalten .

§ 134 .

EuG . vom 8. März 1868 §S 108 . Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VIII §S 111 .

( Die Errichtung aller andern als der in § 183 genannten ,
ſtändigen , ſchulähnlichen Veranſtaltungen von Unternehmern der
in § 133 bezeichneten Art iſt der Staatsbehörde anzuzeigen .

( 2) Das Gleiche gilt von Anſtalten , die als ſtändige Veranſtal⸗
tungen zur Verpflegung von Schülern öffentlicher Bildungs⸗
anſtalten ſich darſtellen .

(83) Die Fortführung ſolcher Anſtalten ( Abſatz 1 und 2) kann

unterſagt werden , wenn die in § 133 Abſatz 2 Ziffer 1 und

4bezeichneten Vorausſetzungen , jene des Abſatz 1 überdies , wenn
die Vorausſetzungen des § 133 Abſatz 2 Ziffer 3 Abſatz 1 fehlen .

1. Für die Veranſtaltungen , deren Beſuch nach ihrer Einrichtung
und ihrem Umfang nicht als Erſatz für den Beſuch einer öffentlichen
Bildungsanſtalt gelten kann , ſieht das Geſetz nur eine Anzeige⸗
pflicht vor . Solche Anſtalten können wie die Anſtalten des § 133 von

phyſiſchen und juriſtiſchen Perſonen errichtet werden . Das Geſetz be⸗

ſchränkt den Kreis der unter die Beſtimmung fallenden Veranſtaltungen :

a) zunächſt begrifflicch durch das Erfordernis , daß es ſich um

ſtändige ſchulähnliche Einrichtungen handeln müſſe , und

b) dadurch , daß es in § 135 eine Reihe von unterrichtlichen Ver⸗

anſtaltungen von der Unterſtellung unter die Beſtimmungen des

§ 134 ausdrücklich ousſchließt .
Als „ ſtändig “ iſt eine Veranſtaltung , auch wenn ſie nicht ununter⸗

brochen fortdauert , dann anzuſehen , wenn ſie nach ihrem Zweck und ihrer

Einrichtung von vornherein auf gewiſſe , regelmäßig wiederkehrende Zeit⸗
abſchnitte berechnet iſt . Demnach fallen nicht unter die Vorſchrift des

K134 alle Veranſtaltungen , die nicht einem dauernden , ſondern einem
deitweiſe hervortretenden Bedürfnis entſprechen und auf
eine kürzere Dauer beſchränkt ſind , zum Beiſpiel Ferienkurſe .

Der Begriff „ ſchulähnlich “ enthält eine Einſchränkung nach zwei
Seiten hin , nach der perſönlichen , wie nach der ſachlichen : nach der per⸗
lönlichen Seite in bezug auf die Schüler , deren Kreis kein geſchloſſener
in dem Sinn ſein darf , daß die Annahme des einzelnen Schülers von der

Zuſtimmung der übrigen abhängt . Sonach gehören nicht unter die Be⸗
ſtimmung des § 134 alle unterrichtlichen Veranſtaltungen für geſchloſſene

lreiſe , wenn dieſe zu dem beſtimmten Zweck der gemeinſamen Unter⸗
richtung gebildet ſind . Unternehmungen dieſer Art fallen unter den Be⸗
griff des Privatunterrichts .

Als nicht ſchulähnlich und deshalb nicht unter die Beſtimmung
des §. 134 fallend , ſind ferner Einrichtungen zu betrachten , die ſich auf
die Weiterbildung erwachſener , das heißt ſolcher Perſonen erſtrecken ,
deren allgemeine Schulbildung abgeſchloſſen iſt . § 135. )

In ſachlicher Beziehung wird eine Veranſtaltung als ſchulähnlich
nur dann anzuſehen ſein , wenn der Unterricht ſich auf Fächer erſtreckt , die

Gegenſtand des Unterrichts in den öffentlichen Schulen ſind , oder wenn er
12
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ähnlich wie in der Schule , das heißt nach feſtbeſtimmten wiſſenſchaftlichen
oder methodiſchen Grundſätzen erteilt wird . Vor allem kommen hier in

Betracht alle Veranſtaltungen für Nachhilfeunterricht an Schüler

öffentlicher Lehranſtalten , ferner ſolche , die ſich auf die Ausbildung nur

in einzelnen Unterrichtsfächern erſtrecken , beſonders in

Fremdſprachen , Franzöſiſch , Engliſch , Italieniſch , Spaniſch oder im

Turnen , im Schönſchreiben , ſofern ſie ſich nicht auf ſchulentlaſſene Per⸗

ſonen beſchränken oder als Privatunterricht charakteriſieren . Dagegen

werden nicht unter die Beſtimmung fallen Unterweiſungen , die lediglich

eine gewiſſe mechaniſche übung und Angewöhnung bezwecken , wie zum

Beiſpiel Nähen , Kochen .
Beſondere Nachweiſe ſind bei der Anzeige von der Errichtung

ſolcher Anſtalten nicht einzureichen ; es iſt vielmehr Sache der Staals⸗

behörde , von Amtswegen feſtzuſtellen , ob etwa Gründe vorliegen ,

welche die Unterdrückung der Anſtalt im allgemeinen ſtaatlichen Intereſſe
oder im Intereſſe der Erhaltung der körperlichen und ſittlichen Integrität

der Schüler als geboten erſcheinen laſſen .

Die hierwegen anzuſtellenden Erhebungen haben ſich auf die in § 133

Abſ . 2 unter Ziff . 1, 3 und 4 bezeichneten Erforderniſſe zu beſchränken.

Ein Befähigungsnachweis zur Unterrichtserteilung wird nicht verlangt.

2 . In gleicher Weiſe iſt für die Anſtalten , die ſich lediglich auf die

körperliche Pflege und Erziehung von Schülern öffent⸗

licher Lehranſtalten beſchränken , nur eine Anzeige vorgeſehen .

Die Kontrolle des Staates wird ſich bei dieſen Anſtalten
auf das unerläßlich Notwendige , das iſt auf die Fernhaltung ſchädigender

Einflüſſe für die Geſundheit und Sittlichkeit der ihnen anvertrauten Zög⸗

linge beſchränken .
Ergeben die ſtaatlicherſeits veranlaßten Erhebungen , daß es an

einer der für den Fortbeſtand der Anſtalt erforderlichen Vorausſetzung

fehlt , ſo iſt die Anſtalt zu ſchließen . Wegen des Rechts auf Erhebung

verwaltungsgerichtlicher Klage gegen die Schließung vergl . § 140 Abf. 2

Ziff . 4.

Freie Veranſtaltungen .
8135

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . III § 112.

Als Lehr - und Erziehungsanſtalten im Sinne dieſes Titels

gelten nicht :

1. Einrichtungen , welche nur die Ausbildung in einzelnen

Zweigen der Kunſt oder in beſonderen Fertigkeiten oder

die Fortbildung erwachſener Perſonen bezwecken ;
2. Anſtalten , die nur zur Beaufſichtigung und Unterweiſung

von Kindern unter dem volksſchulpflichtigen Alter beſtimmt
ſind . Dieſe Anſtalten ſind der Staatsbehörde anzuzeigen .

Die aus der Begriffsbeſtimmun
§ 134 teilweiſe ſi lbſt er⸗

griffs g des § 134 teilweiſe ſich von ſelbſt el

gebenden Folgerungen ſind zum Zweck ihrer geſetzlichen Feſtſtellung in

§ 135 wiederholt . Gleichzeikig ſchließt dieſe Vorſchrift eine Reihe dont

Ver 8 eichzeitig ſchließt dieſe Vorſchrift eine Reihe v

zeranſtaltungen aus , die der Schule als ſolcher ferner liegen , ſelbſt wenn

Nurtich.
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ſie ſich auf Unterrichtsfächer erſtrecken , die in den Lehrplänen der öffent⸗
lichen Anſtalten vorkommen . Dahin gehören außer den bereits bezeich⸗neten weiterhin Einrichtungen zur Ausbildung in der Muſik , im Geſang .im Malen und Zeichnen , im Tanzen , Reiten , Schwimmen , einzelnen Hand⸗arbeiten und dergleichen .

Noch beſonders hervorgehoben als nicht unter die Beſtimmung des
§ 134 fallend ſind die Veranſtaltungen zur Fortbildung erwachſenerPerſonen , wie zum Beiſpiel die von einer großen Zahl von Städten des
Landes gegründeten Frauenarbeitsſchulen und die von einzelnen Kreiſen
errichteten Haushaltungsſchulen . Ferner gehören hierher die ſog . Berlitz⸗
ſchulen, ſoweit ſie ſich nur mit der Ausbildung ſchulentlaſſener jungerLeute beſchäftigen . Vergl . auch § 136.

Durch Ziff . 2 ſind die Kinderſchulen aus dem Kreis der
Schulen , zu dem ſie bisher gehörten , ausgeſchieden . Zweck dieſer
Geſetzesänderung war , die Kinderſchulen der Unterſtellung unter die Be⸗
ſtimmung des § 137 Abſ . 1 des Geſ . zu entziehen und damit die Gründungſolcher Anſtalten durch religibſe Genoſſenſchaften zu ermöglichen . Sie
unterſtehen nunmehr nur noch der Aufſicht durch die Polizeibehörde ( Be⸗
zirksamt ) , an die auch die Anzeige über ihre Errichtung zu erſtatten iſt( 389 . §S 7 Ziff . 1) und die auch für die Beſeitigung etwaiger ordnungs⸗
widriger Zuſtände , eventuell unter Schließung der Anſtalt aufgrunddes § 30 PStGB . , zuſtändig iſt . G 8 der VO. vom 11. März 1913 Ab⸗
ſchnitt VII 1 )

Baugeſuche für Kleinkinderſchulen ſind nach einem Runderlaßdes UM. vom 27. März 1912 zunächſt nach 88 24 und 25 der SchHBVo .
zu behandeln , von dem Bezirksamt aber ohne weitere Vorlage an die

Schulbehörden zu verbeſcheiden . Abweichend von der im Geſetz nieder⸗
gelegten rechtlichen Charakteriſierung der Kleinkinderſchulden werden
Stiftungen zur Errichtung und zum Unterhalt von Kleinkinder⸗
ſchulen im Einverſtändnis mit dem Miniſterium des Innern als Schul⸗
ſtiftungen behandelt .

Privatunterricht.

§ 136 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VIII §S 113.

Perſonen , die ſich gewerbsmäßig mit der Erteilung von
Privatunterricht in den Lehrgegenſtänden öffentlicher Bildungs⸗

anſtalten (§S 133 ) an minderjährige Perſonen beſchäftigen wollen ,
haben von dieſem Vorhaben der Staatsbehörde Anzeige zu er⸗
ſtatten . Die letztere kann die Ausübung der Tätigkeit unterſagen ,
wenn die ſittliche Würdigung der betreffenden Perſon bean⸗
ſtandet iſt .

Bei dem teilweiſe fließenden Unterſchied zwiſchen dem Betrieb einer
Le ranſtalt und der gewerbsmäßigen Erteilung von Privatunterricht undbei dem ſchon hervorgetretenen Beſtreben , Unternehmen der erſteren Art
durch Einholung der gegenſeitigen Zuſtimmung der verſchiedenen daran

beteiligten Perſonen rechtlich als Privatunterricht zu charakteriſieren ,

8



Schulgeſetz .

ſchien es zur Durchführung der Beſtimmungen in 8 134 geboten , die ge⸗

werbsmäßige Erteilung von ſolchem Unterricht wenigſtens an minder⸗

jährige Perſonen im Intereſſe des Schutzes der letzteren in ſittlicher Be⸗

ziehung als anzeigepflichtig zu erklären .

Gewerbsmäßig iſt eine Beſchäftigung , wenn ſie zum Zweck

des Gelderwerbs in der Abſicht der Wiederholung vorgenommen wird.

Unter Lehrgegenſtänden an öffentlichen Bildungsanſtalten ſind

die lehrplanmäßigen ( einſchließlich der wahlfreien ) Unterrichtsfächer zu

verſtehen . ( Vergl . § 6 der Edsh . VO. vom 18. September 1909 über die

Einrichtung der Höheren Lehranſtalten . ) Ein Nachweis der Befähi⸗

gung zur Erteilung von Unterricht iſt nicht erforderlich . Über die Er⸗

forderniſſe der Anzeige vergl . § 15 der VO. vom 11. März 1913

Abt . VII 1.
Gegen die Unterſagung der Tätigkeit iſt die Klage an den Ver⸗

waltungsgerichtshof gegeben — § 140 Ziff . 4 des Geſ .

Wegen Erteilung von Privatunterricht in gewerblichen und kauf⸗

männiſchen Fächern vergl . Vo . des Bundesrats vom 2. Auguſt 1917 Ab⸗

ſchnitt VII 2.

Kirchliche Anſtalten .
§ 137 .

EuG . vom 8. Märuz 1868 §S 109 . Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VIII § 114.

( ) Kirchlichen Korporationen und Stiftungen iſt die Errichtung von

Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten nur auf Grund eines beſonderen Geſetzes

geſtattet .
e ) Die Erteilung von Unterricht an Lehranſtalten durch Mitglieder

religiöſer Orden oder ordensähnlicher religiöſer Kongregationen bedarf
der Genehmigung durch die Staatsregierung .

§ 137 iſt aufgehoben durch die Bad . Verf . und zwar Abſ. 1 durch
§ 19 Abſ . 6 und Abſ . 2 durch § 19 Abſ . 4.

Staatsaufſicht .
§ 138 .

Eud . vom 8. März 1868 § 105. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . III § 115.

Alle nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten ſtehen
unter Staatsaufſicht .

ISioſo Faßt 32 ni
Dieſe umfaßt das Recht der Einſichtnahme und der Vornahme

von Prüfungen .

Die Staatsaufſicht und damit das Recht der Einſichtnahme

8 der Vornahme von Prüfungen erſtreckt ſich auf alle nicht' ſtaatlichen
Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten nach § 133 und 134 , nicht aber auch auf

Einrichtungen nach §S 135. Bei den Anſtalten nach 8 134 wird ſich die

Ausübung der Aufſicht im weſentlichen auf die Einſichtnahme in de

äußeren Betrieb und die baulichen Einrichtungen beſchränken , wenn auch

eine Beſichtigung des Unterrichts nicht ausgeſchloſſen iſt ; bei den An⸗
ſtalten nach §S 133 dagegen wird beſonders noch durch eine genaue Prüfung

Winmung



eeeeee ee

Von den nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten . § 139. 181

feſtzuſtellen ſein , ob die Anſtalten auch ihre beſtimmungsgemäßen Lehr⸗
ziele erreichen und ob die vorhandenen Lehrkräfte genügende Lehr⸗
befähigung beſitzen .

Aufſichtsbehörden ſind die Bezirksämter , die Kreisſchul⸗
ämter , der Bezirksarzt und das UM. Die Unternehmer und Vorſteher
von nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten ſind verpflichtet , den
Vertretern und Beauftragten der Aufſichtsbehörden jederzeit Zutritt in

die It zu gewähren . S§ 12 und 13 der VO. vom 11. März 1913
Abt. VII 1.

Strafbeſtimmungen .
§ 139 .

EuG . vom 8. März 1868 SS 106 , 107. Geſ . vom 7. Juli 1910
Art . VIII § 116 .

( ) Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der 88 133
bis 137 unterliegen den Strafbeſtimmungen des Polizeiſtrafgeſetz⸗

buchs vom 31 . Oktober 1863 .

( 2) überdies kann die Schließung einer nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗
und Erziehungsanſtalt durch die Staatsbehörde verfügt werden :

1. wenn dieſelbe errichtet wurde , ohne daß die geſetzlichen Vor⸗

ausſetzungen erfüllt waren ,

2. wenn dieſe Vorausſetzungen in der Folge in Wegfall
kommen ,

3. wenn die von den Staatsbehörden zur Erfüllung der geſetz⸗
lichen Vorausſetzungen gemachten Auflagen nicht erfüllt

werden ,

4. wenn trotz wiederholter Beſtrafung (Abſatz 1) den geſetz⸗

lichen Beſtimmungen zuwidergehandelt wird .

1. §S 70 PStGB . in der Faſſung des Geſetzes vom 18. Juli 1923
autet :

„ Wer , ohne die durch Verordnung Vorgeschriebenen Er -

fordernisse erfüllt zu haben , eine Erziehungs - oder Unter -

richtsanstalt errichtet oder in eine andere Gemeinde verlegt ,
oder wer bei der Leitung von Unterrichts - und Erziehungs -

anstalten die bestehenden Verordnungen oder die aufgrund
derselben erlassenen besonderen Anordnungen übertritt , Wird

mit Geld bestraft . “

Die Geldſtrafe kann nach § 27 Ziff . 2 RStGB . in der Faſſung der

B0. der Reichsregierung über Vermögensſtrafen und Bußen vom
6. Februar 1924 ( RGBl . Nr . 7) im Rahmen von 1 —150 ¼ bemeſſen

werden .

2. Zuſtändig zur Schließung iſt nach § 9 30 . :

1. bei Veranſtaltungen des § 134 Abſ . 1 die Zentralbehörde , an

welche die Anzeige zu erſtatten iſt , d. i. für die zum Gebiet des

Unterrichts gehörenden Anſtalten das UM. ,
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2. bei Veranſtaltungen im Sinne des § 134 Abſ . 2 das Bezirksamt ,
3. bei Veranſtaltungen nach §S 133 das UM. Nachdem aber die

Zuftändigkeit zur Errichtung ſolcher Anſtalten an das Staats⸗
miniſterium übergegangen iſt , kommt auch das Recht zur
Schließung nunmehr dieſer Behörde zu.

Neunter Titel .

Vollzugsbeſtimmungen .

Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte .

§ 140 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IX § 149. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art. IX.

( 1) Die Verwaltungsgerichte — in erſter Inſtanz der Bezirks⸗
rat , in zweiter Inſtanz der Verwaltungsgerichtshof — entſcheiden
Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes

über Beiträge und perſönliche Leiſtungen Einzelner zu
den Koſten der Volksſchulverbände .

( 2) Der Verwaltungsgerichtshof erkennt in erſter und legzzter
Ꝙ. ＋ 3 8
Inſtanz auf Klagen gegen Entſcheidungen der Verwaltungsbe⸗
hörden :

5 über den zwiſchen den Beteiligten ſtreitigen Umfang bon
( Volks⸗ ) Schulverbänden ;

2. über die aus dem Schulgeſetz abzuleitende Verpflichtung
von Gemeinden und abgeſonderten Gemarkungen zu
Leiſtungen für Unterhaltung von Volksſchulen ;

3 über die Verpflichtung der Staatskaſſe zur Übernahme eines

Anteils am Schulaufwand einzelner minder leiſtungsfähiger Ge⸗
meinden ;

4. über das Vorhandenſein der Vorausſetzungen zur Unter⸗

ſtellung einer Veranſtaltung unter die Beſtimmungen der

§§ 133, 134 , 135 und 137 des Geſetzes ſowie darüber , ob

die in § 133 Abſatz 2 Ziffer 1, Ziffer 3 Abſatz 1, und
Ziffer 4 bezeichneten Nachweiſe als erbracht zu gelten
haben und ob die von der Staatsbehörde verfügte
Schließung einer Anſtalt oder die Unterſagung der ge⸗

Erteilung von Privatunterricht zu Recht er⸗
Olgt iſt .

Über die Geltendmachung der vermögensrechtlichen Anſprüche der
Lehrer aus ihrem Dienſtverhältnis und ihrer Hinterbliebenen bezüglich

875 geſetzlich zuſtehenden vermögensrechtlichen Anſprüche vergl .
§ 75 BG .


	Seite 171
	Seite 172
	Seite 173
	Seite 174
	Seite 175
	Seite 176
	Seite 177
	Seite 178
	Seite 179
	Seite 180
	Seite 181
	Seite 182

